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● Herausforderungen: Gebäudesanierung undAusbildung von Experten
DIE FOLGEN DER ENERGIE-WENDE

BERLIN. Peter Ramsauer sucht noch
Mieter für sein Haus, das mehr Ener-
gie produzieren soll, als die Bewohner
darin verbrauchen. „Das Haus entsteht
in bester Berliner Wohnlage und ist
mit allen erdenklichen Innovationen
aus der Gebäudetechnik ausgestattet“,
rührt der CSU-Bauminister die Werbe-
trommel. Und verweist auf einen be-
sonderen Anreiz: „Die Familie be-
kommt die Chance, die neuesten deut-
schen Elektroautos und E-Fahrräder
zu testen.“

Ramsauers Modellprojekt heißt:
„Mein Haus, meine Tankstelle“. Mit
Solarstrom soll auch noch gleich das
Elektroauto vor dem Haus aufgeladen
werden. Bis Ende 2011 soll das 130
Quadratmeter große Energie-Plus-
Haus in Berlin-Charlottenburg stehen.
In Kürze startet ein Aufruf für Fami-
lien, die dort wohnen wollen. „Gebäu-
de und Verkehr haben einen Anteil
von etwa 70 Prozent am Endenergie-
verbrauch. Das birgt ein enormes Ein-
sparpotenzial“, betont Ramsauer.

Die Energie von zehn AKW

Doch wie vieles bei der Energiewende
ist dies noch Zukunftsmusik. Ramsau-
er will zunächst die Sanierung von
Millionen alter Gebäude voranbrin-
gen, die nicht nach Maßgabe der Ener-
gieeinsparverordnung gebaut worden
sind. Zuletzt waren hierfür Mittel ge-
kürzt worden, nun stehen ab 2012
rund 1,5 Milliarden Euro jährlich zur
Verfügung, unter anderem für zins-
günstige Kredite der KfW-Bank. Der
Bauexperte der FDP-Fraktion, Sebasti-
an Körber, fordert mindestens zwei
Milliarden Euro. Zugleich lehnt er es
ab, Vermieter zum Sanieren zu ver-
donnern. Es dürfe „kein Zwang zur
energetischen Sanierung entstehen“.

Hauseigentümer sollen aber ab
2012 jährlich zehn Prozent der Sanie-
rungskosten von der Steuer absetzen
können. Ramsauer beziffert dieses Vo-
lumen an fehlenden Steuergeldern für
die nächsten Jahre auf 1,5 Milliarden
Euro. Seit Wochen hat hinter den Ku-
lissen eine Lobbyschlacht getobt. Ei-

gentümerverbände wie Haus &
Grund, der Mieterbund, das Hand-
werk, die Dämmindustrie und Gerüst-
bauer – sie alle sind von der Sanie-
rungsoffensive betroffen. Die Regie-
rung will den Energieverbrauch bis
2020 um bis zu zehn Prozent senken –
Studien besagen, dass mit Gebäudesa-
nierungen, einem Austausch alter Ge-
räte und Heizpumpen die Energie von
bis zu zehn Atomkraftwerken gespart
werden könnte.

„Das Handwerk steht bereit, eine
wirksame Energiewende weiter voran-
zutreiben“, sagt Otto Kentzler, Präsi-
dent des Zentralverbandes des Deut-
schen Handwerks. Er fordert aber
mehr als die 1,5 Milliarden Euro jähr-
lich. Das Handwerk darf sich über Jah-
re auf gute Geschäfte freuen. Ein För-
dereuro löst bis zu 16 Euro an Investi-
tionen aus. Kanzlerin Angela Merkel
(CDU) lobte jüngst das Projekt „Haus
sanieren – profitieren“ der Bundesstif-

tung Umwelt als vorbildlich. Dabei
wurden bisher 11 000 Handwerker ge-
schult, um Häuser energetisch zu sa-
nieren.

100 Prozent Miete trotz Lärm

Die Regierung will auch durch bessere
Rahmenbedingungen die Sanierungs-
quote auf bis zu zwei Prozent jährlich
erhöhen, um so auch den wegfallen-
den Strom aus Atomkraftwerken
schrittweise einzusparen. Mit dem
noch zu beschließenden neuen Miet-
recht sollen Mieter während einer
energetischen Gebäudesanierung
künftig drei Monate langMieten nicht
mehr mindern können. Das bedeutet:
Trotz Dreck, einem Gerüst vor dem
Fenster und viel Lärm sind hundert
Prozent Miete zu zahlen. So will die
Regierung Vermieter ermuntern, Fens-
ter auszutauschen, Wände zu däm-
men und alte Heizungen zu entsorgen.
Elf Prozent der Kosten sollen auf die

Jahresmiete aufgeschlagen werden
können.

Der Mieterbund fürchtet, dass viele
der 39 Millionen Mieter zum Auszug
gezwungen werden könnten. Gefor-
dert wird ein energetischer Mietspie-
gel, damit gleich klar wird, ob entspre-
chende Maßnahmen auch wirklich
deutlich niedrigere Nebenkosten ga-
rantieren. Und eine gerechte Vertei-
lung der Kosten, weil Vermieter
schließlich von einer wertvolleren Im-
mobilie profitieren. Nach Berechnun-
gen des Chefs der Deutschen Energie-
Agentur, Stephan Kohler, lassen sich
durch energetische Sanierungen bis zu
75 Prozent der Energie einsparen. Das
könnte steigende Kosten für die Kalt-
miete ausgleichen und Mieten stabil
halten. Auch die Regierung sieht kei-
nen Grund für Alarmismus. Offen ist
aber, ob nicht steigende Strompreise
wegen des Atomausstiegs einen Strich
durch diese Rechnungmachen.

MieterwerdenAtomausstieg spüren
HÄUSERDie Dämmung von
Gebäuden ist einHerzstück
des Energiepakets.Was viele
Mieter belastenwird, erfreut
das Handwerk.
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VON GEORG ISMAR, DPA

Das Handwerk steht bereit – und erhofft sich unter anderem von Dämm-
maßnahmen volle Auftragsbücher. Foto: dpa
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FAIRE VERTEILUNG

➤ Mieterbund-Präsident Franz-Georg
Rips hat gefordert, das Bundespro-
gramm zur energiesparenden Gebäude-
sanierung auf fünf Milliarden Euro pro
Jahr aufzustocken. Nur so lasse sich die
jährliche Sanierungsquote von bisher ei-
nemProzent auf zwei Prozent des Ge-
bäudebestandes steigern.
➤ Die bisherige Förderung reiche dafür
nicht aus. Nach Angaben von Bundes-
bauminister Peter Ramsauer sollen ab
2012 für die energiesparende Gebäude-
sanierung jährlich 1,5 Milliarden Euro zur
Verfügung stehen.
➤ Die Kosten für energetischeModerni-
sierungen sollten fair verteilt werden, so
Rips. Ein Drittel müsse der Staat über-
nehmen, etwa über das CO2-Sanie-
rungsprogramm, je ein weiteres Drittel
müssten Vermieter undMieter tragen.
➤ Der Bundmüsse sich beteiligen, weil
die Minderung des Kohlendioxid-Ver-
brauchs ein Staatsziel sei, die Vermieter,
weil derWert ihrer Immobilie steige, und
die Mieter, weil sie von „hoffentlich sin-
kenden Heizkosten“ profitierten.
➤ SPD-Fraktionschef Steinmeier hat
davor gewarnt, die privaten Stromver-
braucher zu stark zu belasten. Vor allem
einkommensschwache Haushalte dürf-
ten nicht überfordert werden. Er schlug
die Einrichtung eines Fonds vor,mit dem
die Anschaffung von sparsamen Tech-
nologien und Haushaltsgeräten vom
Staat unterstützt wird. (dpa)

BERLIN. Wer sich auf Erneuerbare
Energien spezialisiert, hat größere Kar-
rierechancen denn je. Künftig werden
noch mehr Fachkräfte gebraucht, die
sich mit Windenergie, Solartechnik
oder Geothermie auskennen, sagen
Experten. „Die Absolventen werden
uns praktisch aus den Händen geris-
sen“, sagt Volker Quaschning, Profes-
sor für Regenerative Energiesysteme
in Berlin.

Die meisten seiner Studenten
schreiben ihre Abschlussarbeit in ei-
nem Unternehmen. „Da sind die Zug-
pferde momentan ganz klar die Photo-
voltaik und die Windenergie, mit Ab-
stand“, sagt Quaschning. Viele Unter-
nehmen kämen gezielt auf die Fach-
hochschule für Technik und Wirt-
schaft zu und versuchten, Studenten

für eine praxisbezogene Examensar-
beit zu gewinnen. „Die guten Leute
werden danach gleich übernommen.“

Für den Studiengang gibt es schon
seit Jahren mehr Bewerber als Plätze.
Quaschning hält es für möglich, dass
die Bewerberzahl nach Fukushima
noch einmal ansteigt. Allerdings gibt
es mittlerweile auch mehr Angebote
an Studiengängen.

Nach Angaben der Analysten des
BonnerWissenschaftsladens sind es in
Deutschland inzwischen rund 300.
„Ingenieure werden ohnehin unglaub-
lich gesucht, und bei den Erneuerba-
ren nochmal mehr“, sagt Sprecherin
Brigitte Peter. Aber: Bei 70 Prozent der
angebotenen Stellen im Umwelt-
schutz seien 2010 Bewerber mit Be-
rufserfahrung gesucht worden, bei 32
Prozent gar mit Berufserfahrung in ei-
ner spezifischen Branche der Erneuer-
baren Energien. Die sind nicht so
leicht oder gar nicht zu finden – die
Chance für frische Uni-Absolventen.

Ein junger Berufseinsteiger bei ei-
nem deutschen Energieversorger sagt,
seine Firma bekomme „eigentlich kei-
nen an Land, der die Berufserfahrung
schon mitbringt“. Für den Wirt-

schaftsingenieur ist das ein Glück.
Sein Arbeitgeber finanziert ihm ab
Herbst einen Aufbaustudiengang
Windenergie – damit er für spätere
Projektarbeit noch besser gerüstet ist.
Studiengebühren und Reisekosten
werden übernommen. Alle paar Wo-
chen wird er amWochenende die Stu-
dienbank drücken. Nicht zuletzt ver-
spricht er sich ein höheres Gehalt.

Wegen des Atomausstiegs falle es
Unternehmen jetzt noch leichter, ih-
ren Nachwuchs im Bereich Erneuerba-
re Energien zu fördern, glaubt der jun-
ge Akademiker. „Für mich persönlich
ist es eine Luxussituation.“

„Green-Tech bietet gute Ein- und
Aufstiegschancen“, sagt Bosch-Spre-
cher Dirk Haushalter. Aus dem „Inter-
Campus-Program“ von Bosch fließen
15 Millionen Euro an das Karlsruher
Institut für Technologie, die Universi-
tät Stuttgart und die RWTH Aachen.
Unterstützt werden sollen Projekte et-
wa zurWindkraft und Photovoltaik.

Auch Siemens wirbt um grünen
Nachwuchs: „Wir suchen unter ande-
rem Berufsanfänger der Studiengänge
Elektrotechnik oder auch Maschinen-
bau/Umwelttechnik, bevorzugt mit

dem Schwerpunkt Erneuerbare Ener-
gien“, heißt es. Bis vor fünf Jahren sei-
en in der Branche der Erneuerbaren
Energien unterdurchschnittliche Ge-
hälter gezahlt worden, sagt Experte
Quaschning. „Es gab da einfach viele
Idealisten, die auch bereit waren, für
weniger Geld zu arbeiten.“ Mittlerwei-
le habe sich für die Einsteiger die Be-
zahlung den normalen Ingenieursge-
hältern angenähert. Und wer sich ins
Zeug lege und einen guten Abschluss
mache, der könne mit gleich mehre-
ren Jobangeboten rechnen. „Es ist eher
die Frage, ob sich die Jobsituation gut
oder hervorragend entwickelt, dazwi-
schen schwankenwirmomentan.“

Firmen reißen sich um„grüne“ Spezialisten
ARBEITSMARKTDie Zukunft ge-
hört den Erneuerbaren Ener-
gien. Fachkräfte für Photo-
voltaik oderWindenergie
haben beste Jobchancen.
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VON CHRISTINE CORNELIUS, DPA

Sie sind gefragt: Studenten der Fach-
gruppe Photovoltaik Foto: dpa

BERLIN. Den lieben Gott will Doris
Pfeiffer nicht anrufen – der Bundesge-
sundheitsminister Daniel Bahr (FDP)
reicht der obersten Vertreterin der
deutschen Krankenkassen. „Ausga-
benzuwächse sind nicht gottgegeben“,
mahnt sie. Auf die Versicherten sieht
die Chefin des Kassenverbands derzeit
eine massive Welle von Mehrkosten
zurollen – und das, obwohl beim Ge-
sundheitsfonds noch ein paar Milliar-
den auf der hohenKante lägen.

Alarmiert zeigen sich die Kassen
vom Kleingedruckten beim geplanten
Ärztegesetz. Kostenpunkt laut ihrem
Verband: bis zu 2,8 Milliarden Euro al-
lein für die niedergelassenen Ärzte
2013. Heute gibt es für die Mediziner
Abstriche beim Honorar, wenn sie vie-
le Behandlungen in Rechnung stellen.
Denn die Ärztevergütung soll nicht
ins Unermessliche steigen – schon zu-
letzt kletterte sie laut Kassen auf rund
33 Milliarden Euro im Jahr. Der neue
Ärztepräsident Frank Ulrich Montgo-
mery hat ein hartes Kämpfen für „an-
gemessenesHonorar“ angekündigt.

Gelddruckmaschine

Überrascht waren die Rechenspezialis-
ten bei den Kassen nun vom Entwurf
für das Versorgungsgesetz. Er hebele
die Abschläge längerfristig aus – nicht
nur wie von Bahr angekündigt für die
heftig umworbenen Landärzte, son-
dern generell. Zur Berechnung des
künftigen Honorars solle nämlich von
den tatsächlich durchgeführten Be-
handlungen ausgegangen werden,
nicht von den im geringeren Ausmaß
bezahlten. „Das ist eine Gelddruckma-
schine“, wettert der Vizechef des Kas-
senverbands, Johann-Magnus von Sta-
ckelberg. Zudem könnten mittelfristig
noch einmal fünf Milliarden Euro pro
Jahr zusätzlich fällig werden durch ei-
ne neu geplante Besserstellung spezia-
lisierter Fachärzte – hier von vorneher-
ein ohne Budgetobergrenzen.

„Wenn Arbeitsentwurf heißt, die
Regierung muss nochmal dran arbei-
ten, dann ist das richtig“, meint Sta-
ckelberg. Zu allem Überfluss sieht
Pfeiffer noch nicht einmal das Kern-
ziel mit dem Gesetz, wie es geplant ist,
erreichbar. Ärzte könnten so kaum in
ländliche Mangelregionen gelockt
werden. Es gebe schlicht kaum Ansät-
ze, ihnen die Niederlassung in Bal-
lungsräumen mit vielen Medizinern
zu erschweren – folglich würden sie
auchweiter die Arbeit dort vorziehen.

Doch Beitragserhöhungen?

Wer bezahlt mögliche Mehrkosten im
Milliardenbereich? Pfeiffermeldet gro-
ße Zweifel an, dass die Rechnung al-
lein die Versicherten über die nach
oben offenen Zusatzbeiträge präsen-
tiert bekommen. Schwarz-Gelb hatte
dies zwar mit ihrer Gesundheitsre-
form beschlossen. Doch Zusatzbeiträ-
ge verunsichern Patienten und brin-
gen Kassen in Schieflage – siehe das
Beispiel der bankrotten City BKK.
Pfeiffer meint nun: „Es wird noch ein-
mal erhebliche Diskussionen geben.“
Am Ende könnte die Politik doch den
normalen Kassenbeitrag für Arbeitge-
ber und Arbeitnehmer höhersetzen,
meint sie.Wann, sagt sie nicht.

Dabei sind laut den Kassen im Ge-
sundheitsfonds am Jahresende mehr
als zwei Milliarden Euro übrig. Sie for-
dern nun vehement, dieses Geld auch
einzusetzen, anstatt es weiter anzuspa-
ren. Mit dem Geld könnten etwa die
Beiträge schon bald gesenkt werden,
meint der Verwaltungsratsvorsitzende
des Kassenverbands, Volker Hansen.

Rechnung
zulasten der
Patienten
ÄRZTEGESETZ Zusatzbeiträge
machen immermehr Versi-
cherten zu schaffen. Doch es
kommt schlimmer: Kassen
warnen vorMilliardenkos-
ten trotz üppiger Reserve.
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VON BASILWEGENER, DPA
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DIE FOLGEN DER ENERGIE-WENDE

BERLIN. Peter Ramsauer sucht noch
Mieter für sein Haus, das mehr Ener-
gie produzieren soll, als die Bewohner
darin verbrauchen. „Das Haus entsteht
in bester Berliner Wohnlage und ist
mit allen erdenklichen Innovationen
aus der Gebäudetechnik ausgestattet“,
rührt der CSU-Bauminister die Werbe-
trommel. Und verweist auf einen be-
sonderen Anreiz: „Die Familie be-
kommt die Chance, die neuesten deut-
schen Elektroautos und E-Fahrräder
zu testen.“

Ramsauers Modellprojekt heißt:
„Mein Haus, meine Tankstelle“. Mit
Solarstrom soll auch noch gleich das
Elektroauto vor dem Haus aufgeladen
werden. Bis Ende 2011 soll das 130
Quadratmeter große Energie-Plus-
Haus in Berlin-Charlottenburg stehen.
In Kürze startet ein Aufruf für Fami-
lien, die dort wohnen wollen. „Gebäu-
de und Verkehr haben einen Anteil
von etwa 70 Prozent am Endenergie-
verbrauch. Das birgt ein enormes Ein-
sparpotenzial“, betont Ramsauer.

Die Energie von zehn AKW

Doch wie vieles bei der Energiewende
ist dies noch Zukunftsmusik. Ramsau-
er will zunächst die Sanierung von
Millionen alter Gebäude voranbrin-
gen, die nicht nach Maßgabe der Ener-
gieeinsparverordnung gebaut worden
sind. Zuletzt waren hierfür Mittel ge-
kürzt worden, nun stehen ab 2012
rund 1,5 Milliarden Euro jährlich zur
Verfügung, unter anderem für zins-
günstige Kredite der KfW-Bank. Der
Bauexperte der FDP-Fraktion, Sebasti-
an Körber, fordert mindestens zwei
Milliarden Euro. Zugleich lehnt er es
ab, Vermieter zum Sanieren zu ver-
donnern. Es dürfe „kein Zwang zur
energetischen Sanierung entstehen“.

Hauseigentümer sollen aber ab
2012 jährlich zehn Prozent der Sanie-
rungskosten von der Steuer absetzen
können. Ramsauer beziffert dieses Vo-
lumen an fehlenden Steuergeldern für
die nächsten Jahre auf 1,5 Milliarden
Euro. Seit Wochen hat hinter den Ku-
lissen eine Lobbyschlacht getobt. Ei-

gentümerverbände wie Haus &
Grund, der Mieterbund, das Hand-
werk, die Dämmindustrie und Gerüst-
bauer – sie alle sind von der Sanie-
rungsoffensive betroffen. Die Regie-
rung will den Energieverbrauch bis
2020 um bis zu zehn Prozent senken –
Studien besagen, dass mit Gebäudesa-
nierungen, einem Austausch alter Ge-
räte und Heizpumpen die Energie von
bis zu zehn Atomkraftwerken gespart
werden könnte.

„Das Handwerk steht bereit, eine
wirksame Energiewende weiter voran-
zutreiben“, sagt Otto Kentzler, Präsi-
dent des Zentralverbandes des Deut-
schen Handwerks. Er fordert aber
mehr als die 1,5 Milliarden Euro jähr-
lich. Das Handwerk darf sich über Jah-
re auf gute Geschäfte freuen. Ein För-
dereuro löst bis zu 16 Euro an Investi-
tionen aus. Kanzlerin Angela Merkel
(CDU) lobte jüngst das Projekt „Haus
sanieren – profitieren“ der Bundesstif-

tung Umwelt als vorbildlich. Dabei
wurden bisher 11 000 Handwerker ge-
schult, um Häuser energetisch zu sa-
nieren.

100 Prozent Miete trotz Lärm

Die Regierung will auch durch bessere
Rahmenbedingungen die Sanierungs-
quote auf bis zu zwei Prozent jährlich
erhöhen, um so auch den wegfallen-
den Strom aus Atomkraftwerken
schrittweise einzusparen. Mit dem
noch zu beschließenden neuen Miet-
recht sollen Mieter während einer
energetischen Gebäudesanierung
künftig drei Monate langMieten nicht
mehr mindern können. Das bedeutet:
Trotz Dreck, einem Gerüst vor dem
Fenster und viel Lärm sind hundert
Prozent Miete zu zahlen. So will die
Regierung Vermieter ermuntern, Fens-
ter auszutauschen, Wände zu däm-
men und alte Heizungen zu entsorgen.
Elf Prozent der Kosten sollen auf die

Jahresmiete aufgeschlagen werden
können.

Der Mieterbund fürchtet, dass viele
der 39 Millionen Mieter zum Auszug
gezwungen werden könnten. Gefor-
dert wird ein energetischer Mietspie-
gel, damit gleich klar wird, ob entspre-
chende Maßnahmen auch wirklich
deutlich niedrigere Nebenkosten ga-
rantieren. Und eine gerechte Vertei-
lung der Kosten, weil Vermieter
schließlich von einer wertvolleren Im-
mobilie profitieren. Nach Berechnun-
gen des Chefs der Deutschen Energie-
Agentur, Stephan Kohler, lassen sich
durch energetische Sanierungen bis zu
75 Prozent der Energie einsparen. Das
könnte steigende Kosten für die Kalt-
miete ausgleichen und Mieten stabil
halten. Auch die Regierung sieht kei-
nen Grund für Alarmismus. Offen ist
aber, ob nicht steigende Strompreise
wegen des Atomausstiegs einen Strich
durch diese Rechnungmachen.

MieterwerdenAtomausstieg spüren
HÄUSERDie Dämmung von
Gebäuden ist einHerzstück
des Energiepakets.Was viele
Mieter belastenwird, erfreut
das Handwerk.
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VON GEORG ISMAR, DPA

Das Handwerk steht bereit – und erhofft sich unter anderem von Dämm-
maßnahmen volle Auftragsbücher. Foto: dpa
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FAIRE VERTEILUNG

➤ Mieterbund-Präsident Franz-Georg
Rips hat gefordert, das Bundespro-
gramm zur energiesparenden Gebäude-
sanierung auf fünf Milliarden Euro pro
Jahr aufzustocken. Nur so lasse sich die
jährliche Sanierungsquote von bisher ei-
nemProzent auf zwei Prozent des Ge-
bäudebestandes steigern.
➤ Die bisherige Förderung reiche dafür
nicht aus. Nach Angaben von Bundes-
bauminister Peter Ramsauer sollen ab
2012 für die energiesparende Gebäude-
sanierung jährlich 1,5 Milliarden Euro zur
Verfügung stehen.
➤ Die Kosten für energetischeModerni-
sierungen sollten fair verteilt werden, so
Rips. Ein Drittel müsse der Staat über-
nehmen, etwa über das CO2-Sanie-
rungsprogramm, je ein weiteres Drittel
müssten Vermieter undMieter tragen.
➤ Der Bundmüsse sich beteiligen, weil
die Minderung des Kohlendioxid-Ver-
brauchs ein Staatsziel sei, die Vermieter,
weil derWert ihrer Immobilie steige, und
die Mieter, weil sie von „hoffentlich sin-
kenden Heizkosten“ profitierten.
➤ SPD-Fraktionschef Steinmeier hat
davor gewarnt, die privaten Stromver-
braucher zu stark zu belasten. Vor allem
einkommensschwache Haushalte dürf-
ten nicht überfordert werden. Er schlug
die Einrichtung eines Fonds vor,mit dem
die Anschaffung von sparsamen Tech-
nologien und Haushaltsgeräten vom
Staat unterstützt wird. (dpa)

BERLIN. Wer sich auf Erneuerbare
Energien spezialisiert, hat größere Kar-
rierechancen denn je. Künftig werden
noch mehr Fachkräfte gebraucht, die
sich mit Windenergie, Solartechnik
oder Geothermie auskennen, sagen
Experten. „Die Absolventen werden
uns praktisch aus den Händen geris-
sen“, sagt Volker Quaschning, Profes-
sor für Regenerative Energiesysteme
in Berlin.

Die meisten seiner Studenten
schreiben ihre Abschlussarbeit in ei-
nem Unternehmen. „Da sind die Zug-
pferde momentan ganz klar die Photo-
voltaik und die Windenergie, mit Ab-
stand“, sagt Quaschning. Viele Unter-
nehmen kämen gezielt auf die Fach-
hochschule für Technik und Wirt-
schaft zu und versuchten, Studenten

für eine praxisbezogene Examensar-
beit zu gewinnen. „Die guten Leute
werden danach gleich übernommen.“

Für den Studiengang gibt es schon
seit Jahren mehr Bewerber als Plätze.
Quaschning hält es für möglich, dass
die Bewerberzahl nach Fukushima
noch einmal ansteigt. Allerdings gibt
es mittlerweile auch mehr Angebote
an Studiengängen.

Nach Angaben der Analysten des
BonnerWissenschaftsladens sind es in
Deutschland inzwischen rund 300.
„Ingenieure werden ohnehin unglaub-
lich gesucht, und bei den Erneuerba-
ren nochmal mehr“, sagt Sprecherin
Brigitte Peter. Aber: Bei 70 Prozent der
angebotenen Stellen im Umwelt-
schutz seien 2010 Bewerber mit Be-
rufserfahrung gesucht worden, bei 32
Prozent gar mit Berufserfahrung in ei-
ner spezifischen Branche der Erneuer-
baren Energien. Die sind nicht so
leicht oder gar nicht zu finden – die
Chance für frische Uni-Absolventen.

Ein junger Berufseinsteiger bei ei-
nem deutschen Energieversorger sagt,
seine Firma bekomme „eigentlich kei-
nen an Land, der die Berufserfahrung
schon mitbringt“. Für den Wirt-

schaftsingenieur ist das ein Glück.
Sein Arbeitgeber finanziert ihm ab
Herbst einen Aufbaustudiengang
Windenergie – damit er für spätere
Projektarbeit noch besser gerüstet ist.
Studiengebühren und Reisekosten
werden übernommen. Alle paar Wo-
chen wird er amWochenende die Stu-
dienbank drücken. Nicht zuletzt ver-
spricht er sich ein höheres Gehalt.

Wegen des Atomausstiegs falle es
Unternehmen jetzt noch leichter, ih-
ren Nachwuchs im Bereich Erneuerba-
re Energien zu fördern, glaubt der jun-
ge Akademiker. „Für mich persönlich
ist es eine Luxussituation.“

„Green-Tech bietet gute Ein- und
Aufstiegschancen“, sagt Bosch-Spre-
cher Dirk Haushalter. Aus dem „Inter-
Campus-Program“ von Bosch fließen
15 Millionen Euro an das Karlsruher
Institut für Technologie, die Universi-
tät Stuttgart und die RWTH Aachen.
Unterstützt werden sollen Projekte et-
wa zurWindkraft und Photovoltaik.

Auch Siemens wirbt um grünen
Nachwuchs: „Wir suchen unter ande-
rem Berufsanfänger der Studiengänge
Elektrotechnik oder auch Maschinen-
bau/Umwelttechnik, bevorzugt mit

dem Schwerpunkt Erneuerbare Ener-
gien“, heißt es. Bis vor fünf Jahren sei-
en in der Branche der Erneuerbaren
Energien unterdurchschnittliche Ge-
hälter gezahlt worden, sagt Experte
Quaschning. „Es gab da einfach viele
Idealisten, die auch bereit waren, für
weniger Geld zu arbeiten.“ Mittlerwei-
le habe sich für die Einsteiger die Be-
zahlung den normalen Ingenieursge-
hältern angenähert. Und wer sich ins
Zeug lege und einen guten Abschluss
mache, der könne mit gleich mehre-
ren Jobangeboten rechnen. „Es ist eher
die Frage, ob sich die Jobsituation gut
oder hervorragend entwickelt, dazwi-
schen schwankenwirmomentan.“

Firmen reißen sich um„grüne“ Spezialisten
ARBEITSMARKTDie Zukunft ge-
hört den Erneuerbaren Ener-
gien. Fachkräfte für Photo-
voltaik oderWindenergie
haben beste Jobchancen.
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VON CHRISTINE CORNELIUS, DPA

Sie sind gefragt: Studenten der Fach-
gruppe Photovoltaik Foto: dpa

BERLIN. Den lieben Gott will Doris
Pfeiffer nicht anrufen – der Bundesge-
sundheitsminister Daniel Bahr (FDP)
reicht der obersten Vertreterin der
deutschen Krankenkassen. „Ausga-
benzuwächse sind nicht gottgegeben“,
mahnt sie. Auf die Versicherten sieht
die Chefin des Kassenverbands derzeit
eine massive Welle von Mehrkosten
zurollen – und das, obwohl beim Ge-
sundheitsfonds noch ein paar Milliar-
den auf der hohenKante lägen.

Alarmiert zeigen sich die Kassen
vom Kleingedruckten beim geplanten
Ärztegesetz. Kostenpunkt laut ihrem
Verband: bis zu 2,8 Milliarden Euro al-
lein für die niedergelassenen Ärzte
2013. Heute gibt es für die Mediziner
Abstriche beim Honorar, wenn sie vie-
le Behandlungen in Rechnung stellen.
Denn die Ärztevergütung soll nicht
ins Unermessliche steigen – schon zu-
letzt kletterte sie laut Kassen auf rund
33 Milliarden Euro im Jahr. Der neue
Ärztepräsident Frank Ulrich Montgo-
mery hat ein hartes Kämpfen für „an-
gemessenesHonorar“ angekündigt.

Gelddruckmaschine

Überrascht waren die Rechenspezialis-
ten bei den Kassen nun vom Entwurf
für das Versorgungsgesetz. Er hebele
die Abschläge längerfristig aus – nicht
nur wie von Bahr angekündigt für die
heftig umworbenen Landärzte, son-
dern generell. Zur Berechnung des
künftigen Honorars solle nämlich von
den tatsächlich durchgeführten Be-
handlungen ausgegangen werden,
nicht von den im geringeren Ausmaß
bezahlten. „Das ist eine Gelddruckma-
schine“, wettert der Vizechef des Kas-
senverbands, Johann-Magnus von Sta-
ckelberg. Zudem könnten mittelfristig
noch einmal fünf Milliarden Euro pro
Jahr zusätzlich fällig werden durch ei-
ne neu geplante Besserstellung spezia-
lisierter Fachärzte – hier von vorneher-
ein ohne Budgetobergrenzen.

„Wenn Arbeitsentwurf heißt, die
Regierung muss nochmal dran arbei-
ten, dann ist das richtig“, meint Sta-
ckelberg. Zu allem Überfluss sieht
Pfeiffer noch nicht einmal das Kern-
ziel mit dem Gesetz, wie es geplant ist,
erreichbar. Ärzte könnten so kaum in
ländliche Mangelregionen gelockt
werden. Es gebe schlicht kaum Ansät-
ze, ihnen die Niederlassung in Bal-
lungsräumen mit vielen Medizinern
zu erschweren – folglich würden sie
auchweiter die Arbeit dort vorziehen.

Doch Beitragserhöhungen?

Wer bezahlt mögliche Mehrkosten im
Milliardenbereich? Pfeiffermeldet gro-
ße Zweifel an, dass die Rechnung al-
lein die Versicherten über die nach
oben offenen Zusatzbeiträge präsen-
tiert bekommen. Schwarz-Gelb hatte
dies zwar mit ihrer Gesundheitsre-
form beschlossen. Doch Zusatzbeiträ-
ge verunsichern Patienten und brin-
gen Kassen in Schieflage – siehe das
Beispiel der bankrotten City BKK.
Pfeiffer meint nun: „Es wird noch ein-
mal erhebliche Diskussionen geben.“
Am Ende könnte die Politik doch den
normalen Kassenbeitrag für Arbeitge-
ber und Arbeitnehmer höhersetzen,
meint sie.Wann, sagt sie nicht.

Dabei sind laut den Kassen im Ge-
sundheitsfonds am Jahresende mehr
als zwei Milliarden Euro übrig. Sie for-
dern nun vehement, dieses Geld auch
einzusetzen, anstatt es weiter anzuspa-
ren. Mit dem Geld könnten etwa die
Beiträge schon bald gesenkt werden,
meint der Verwaltungsratsvorsitzende
des Kassenverbands, Volker Hansen.

Rechnung
zulasten der
Patienten
ÄRZTEGESETZ Zusatzbeiträge
machen immermehr Versi-
cherten zu schaffen. Doch es
kommt schlimmer: Kassen
warnen vorMilliardenkos-
ten trotz üppiger Reserve.
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